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Vorbemerkung 

Im deutschen Verwaltungsrecht der Gegenwart w i rd eine Unruhe 
gegenüber den herkömmlichen Formen des Verwaltungsrechts bemerk-
bar1. Zunehmend w i rd als unbefriedigend empfunden, daß das Verwal-
tungshandeln allein unter den Formen des Verwaltungsaktes und des 
Hechtssatzes begriffen  wird, selbst der öffentlich-rechtliche  Vertrag eine 
Randexistenz führt  und im übrigen die Verwaltungstätigkeit unter den 
Leertiteln der schlichten Verwaltungshandlung oder der unorthodoxen 
Handlungsformen erscheint, deren Struktur und Inhalt nur negativ be-
stimmt ist. Die vielfältigen Ausgestaltungen und Erscheinungsformen 
der Verwaltungstätigkeit sollen nicht mehr allein unter dem Aspekt des 
Rechtsschutzes erwogen, sondern nach ihren spezifischen Funktionen im 
materiellen Verwaltungsrecht und Verwaltungsverfahrensrecht  be-
stimmt werden. Die Tendenz zu einer Neuorientierung gründet in dem 
Bewußtsein, daß die überkommenen Handlungsformen — insbesondere 
der Verwaltungsakt — nicht das leisten, was gemeinhin von ihnen er-
wartet wird. Gleichwohl haben sich kaum Versuche gefunden, das weite 
Feld der Verwaltungshandlungen abzuschreiten und gelöst von den tra-
ditionellen Alternativen ihre wiederkehrenden Strukturen zu analysie-
ren. Auch die herkömmlichen Handlungsformen, deren begriffliche 
Überdehnung zum Verlust der Spezifität führt  und die Gefahr nach sich 
zieht, daß allgemeine Rechtsprobleme, die von der Handlungsform un-
abhängig sind, als Implikationen der Handlungsform genommen wer-
den, erscheinen nicht mehr als hinreichend kritisch reflektiert. 

Im folgenden soll ein Versuch unternommen werden, Ansätze zu 
einem — offenen  — System der Handlungsformen der öffentlichen  Ver-
waltung zu erarbeiten. Ein solcher Versuch steht vor erheblichen 
methodischen Schwierigkeiten. Er kann nicht aus sich heraus ein fer-
tiges System, das a pr ior i Geltung beansprucht, ausbilden, wei l selbst 
apriorische Strukturen in langer Arbeit des Begriffs  aus der Vielfalt des 
Konkreten entwickelt werden müssen. Sein Ausgangspunkt ist der Stand 
der Durchdringung der Handlungsformen im gegenwärtigen deutschen 

1 Vgl. Menger,  DVB1. 1960, S. 297 ff.;  Bachof,  in : Staatsbürger und Staats-
gewalt, 1963,2. Bd., S. 3; Stich,  JuS 1964, S. 333 ff.  und 381 ff.;  Thieme,  Festschrift 
fü r Schack, 1966, S. 151 ff.  Vgl . auch die Thematik der Staatsrechtslehrertagung 
1971 i n Regensburg „Die Dogmatik des Verwaltungsrechts vor den Gegen-
wartsaufgaben der Verwal tung" m i t Berichten von Bachof  und Brohm 
( W D S t R L 30, S. 193 ff). 
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Verwaltungsrecht. Ehe er sie einer K r i t i k im einzelnen unterziehen 
kann, hat er zu klären, was Handlungsformen überhaupt sind, d. h. was 
sie zur rechtlichen Erfassung der Verwaltungshandlungen leisten 
können. Dazu ist es unvermeidbar, auf prinzipielle Interessen und 
Strukturen einzugehen, die für das Handeln der Verwaltung erheblich 
sind. I m Ausgang von einer K r i t i k der herkömmlichen Handlungsfor-
men, die deren spezifische Struktur und Leistungsfähigkeit klärt, müßte 
das weite Feld der Verwaltungstätigkeit abgeschritten und aus ihr wie-
derkehrende Problemlagen und gleichartige Lösungsmöglichkeiten 
abgezogen werden, die den herkömmlichen Handlungsformen zugeord-
net werden können oder nach neuen Handlungsformen verlangen und 
wegen ihrer Gemeinsamkeiten durch solche Handlungsformen bewältigt 
werden können. Ein solches Verfahren  übersteigt die Möglichkeit eines 
einzelnen Werkes. Es fordert  zu monographischer Behandlung, sei es, 
daß von Typen des Verhaltungshandelns ausgegangen wird, deren Zu-
ordnung und Bewältigung durch die traditionellen Handlungsformen 
zweifelhaft  geworden ist, sei es, daß abgeschlossene Gebiete des beson-
deren Verwaltungsrechts auf die in ihnen begegnenden Handlungsfor-
men untersucht werden. Die monographisch topische Behandlung droht 
indessen zu zerfasern,  wenn sie den beschränkten Bereich nicht syste-
matisch zu übersteigen sucht. Sie muß durch eine vergleichende Be-
trachtung abgesichert werden, die verhindert, sich zu schnell mi t un-
bedeutend erscheinenden Differenzen  wie mi t offensichtlichen  Gleich-
heiten zu beruhigen. Dazu soll hier ein Versuch begonnen werden. Für 
ihn ist Auswahl notwendig. Jede Auswahl ist wi l lkür l ich, da sie das 
Gebiet nicht vo l l überschaut. Hier soll versucht werden, die Erklärun-
gen der Verwaltung als besonderen Handlungstypus mi t speziellen Pro-
blemen auf Handlungsformen zu untersuchen. Die Erklärung gehört 
in den Bereich der symbolischen Handlungen, deren Relevanz sich nicht 
in der ersten Natur, sondern in der zweiten Natur, dem Bereich des 
objektiven Geistes, erweist. Dieser Bereich erfaßt auch das Gebiet des 
Rechts, ohne sich in ihm zu erschöpfen. Es sind daher interessante 
Übergangsfelder  zu erwarten. Die Erklärung hat nicht nur kommuni-
kative und appellative Funktion, sie hat auch unmittelbar die Aufgabe, 
Recht zu gestalten. Damit ist nicht allein die rechtsgeschäftliche 
(Willens-)Erklärung angesprochen, sondern auch die rechtsausübende 
Erklärung und die Erklärung, die Rechtsfolgen herbeiführt,  ohne daß 
dafür der Wil le maßgeblich ist. Der Bereich der symbolischen Handlun-
gen verdient auch deshalb besonderes Interesse, wei l sich in ihn die 
meisten Fälle einfügen lassen, in denen bislang die Zuordnung zu den 
Handlungsformen zweifelhaft  geworden ist. 

Zwei Handlungsbereiche werden im folgenden ausgeschieden. Das eine 
ist die Rechtsetzung, „eine in sich abgeschlossene und ganz eigenartige 
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F o r m der Ve rwa l tungs tä t i gke i t , welche gewisse, n u r i h r e igentüml iche 
Voraussetzungen u n d W i r k u n g e n " ha t 2 . Das andere s ind d ie Staatsakte, 
d ie i m Bereich des Vö lker rechts n o t w e n d i g werden 8 . 

D ie A r b e i t w u r d e i m Sommer 1972 abgeschlossen, später erschienenes 
Sch r i f t t um ist n ich t m e h r i n d ie Auseinandersetzung einbezogen worden . 
A u c h die i n ähnl iche R i ch tung z ie lenden Ber ichte Bachofs  u n d Brohms 
s ind n u r berücksicht igt , sowei t sich i h r I n h a l t aus Vorverö f fen t l i chungen 
erschließen l ieß4 . Sie s ind a l le rd ings i n d ie Fußnoten eingearbei tet . 

2 Bernatzik,  S. 5; Rechtsetzung gehört auch i n den Bereich der öffentlich-
rechtlichen Wil lenserklärungen (vgl. Kormann,  System, S. 19), aber ist i m Ver -
fahren und i n den Voraussetzungen so wesentlich unterschieden, daß sich ihre 
Nichtbehandlung rechtfertigt,  ohne daß es darauf ankommt, ob ein wesens-
mäßiger Unterschied zwischen genereller Normsetzung und Normsetzung für 
den Einzelfall besteht (Kormann,  System, S. 19 f.). Den Gegensatz von Rechts-
satz und Rechtsgeschäft hat erst der verfassungsrechtliche  Gesetzesbegriff  ge-
schaffen  (Erich Kaufmann,  in : Stengel - Fleischmann, S. 696; vgl. auch Jesch, 
Gesetz und Verwaltung, S. 24 ff.);  aus diesem Grunde findet der Unterschied 
auch dort wenig Raum, wo eine verfassungsrechtliche  Freistellung der Ver-
wal tung angenommen wi rd , i m Innenraum. 

3 Vgl . dazu Kelsen,  AöR. 31. Bd. (1913), S. 53 ff.,  190 ff.;  Hatschek,  Völkerrecht 
als System rechtlich bedeutsamer Staatsakte, 1923, der Völkerhandlungen, Vö l -
kerrechtshandlungen, Völkerrechtsgeschäfte  und Völkerrechtsdelikte unter-
scheidet; Honig,  A r t . „Rechtsgeschäfte, völkerrechtliche", i n Strupp - Schlo-
chauer, Wörterbuch des Völkerrechts, 2. Aufl., 3. Bd., 1962, S. 9 ff. 

4 W D S t R L 30 (1972), S. 193 ff.,  245 ff. 


